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STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.05.2018
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.06.2018
JOELLE SCHNEUWLY

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Im Mai 2018 beschaftigte sich die WBK-SR mit der Vorprifung einer Standesinitiative
des Kantons Bern. Diese forderte eine Anpassung des MedBG, welche zur Folge hatte,
dass die Kantone pro Arzt oder Arztin in Weiterbildung jahrlich eine Pauschale von
mindestens CHF 15'000 an ihre Krankenh&user entrichten mdissten. Zudem soll
zwischen den Kantonen ein Ausgleichsmechanismus geschaffen werden, um eine
Teilung der Kosten, die durch die éarztliche Weiterbildung verursacht werden, zu
ermoglichen. Der Solidaritatsgedanken bezuglich Weiterbildungsfinanzierung wurde von
der Kommission zwar durchaus positiv bewertet und sie erachtete die Standesinitiative
auch als gerechtfertigt. Es sei jedoch den Kantonen selbst Uberlassen, wie sie in die
Weiterbildung der Arztinnen und Arzte investieren wollen. Es gehe nun vielmehr darum,
Anreize zu schaffen, um skeptische Kantone zur Unterzeichnung der interkantonalen
Vereinbarung Uber die arztliche Weiterbildung zu bewegen. Diese war 2014 von der
Plenarversammlung der GDK verabschiedet worden. Fur das Inkrafttreten brauche es
den Beitritt von 18 Kantonen, bislang seien es 14 Kantone. Die WBK-SR hielt es deshalb
fUr zu frih, auf Bundesebene tatig zu werden, und beantragte mit 10 zu 1 Stimmen, dem
Geschaft keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit bestehend aus Werner
Luginbihl (bdp, BE) sah das jedoch anders und sprach sich fir Folgegeben aus. '

Nachdem die WBK-SR bezlglich der Standesinitiative des Kantons Bern zur &rztlichen
Weiterbildungsfinanzierung kein Folgegeben beantragt hatte, folgte der Standerat
seiner Kommission im Juni 2018. Entsprechend kurz fiel die Ratsdebatte aus. Olivier
Francais (fdp, VD) fasste flr die Kommission noch einmal die wichtigsten Punkte
zusammen. Dabei betonte er, dass durch den Vorstoss der Féderalismus untergraben
werde. Spitalangelegenheiten lagen im Zustandigkeitsbereich der Kantone und es gehe
nicht an, dass Dinge, die auf dem Verhandlungsweg nicht hatten erreicht werden
koénnen, durch die Bundesbehdrden erzwungen wirden. Zwar sei die medizinische
Ausbildung wichtig, relevant sei allerdings auch, dass die Kantone untereinander eine
Einigung fanden, ohne dass sich das nationale Parlament in die Angelegenheit
einmische. Werner Luginbuhl (bdp, BE), der an der Kommissionssitzung als einziges
Mitglied der WBK-SR die Standesinitiative beflrwortet hatte, stellte unter anderem aus
Loyalitatsgrinden zu seinem Heimatkanton Bern den Antrag auf Folgegeben. Zusammen
mit drei anderen Ratsmitgliedern wurde er allerdings deutlich mit 35 zu 4 Stimmen (bei
einer Enthaltung) tberstimmt.

1) Bericht WBK-SR vom 14.5.18
2) AB SR, 2018, S. 558.pdf

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



